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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Einkommensteuer: Pauschalierungsregelung nach § 33 Abs. 2a EStG rund um 
die Behinderten-Pauschbeträge gilt erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 
2021 
Urteil vom 10.07.2024, Az: III R 2/23  

2. Einkommensteuer: Kindergeld-Ausschlussfrist kann bei Wanderarbeitneh-
mern durch Antrag im Ausland gewahrt werden 
Urteil vom 11.07.2024, Az: III R 31/23  

3. Umsatzsteuer: Unentgeltliche Wärmeabgabe an andere Unternehmer zählt als 
unentgeltliche Zuwendung nach § 3 UStG 
Urteil vom 04.09.2024, Az: XI R 15/24 (XI R 17/20)  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Einkommensteuer: Pauschalierungsregelung nach § 33 Abs. 2a EStG rund um 

die Behinderten-Pauschbeträge gilt erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2021 
Urteil vom 10.07.2024, Az: III R 2/23 
1. Werden im Rahmen der Prüfung der behinderungsbedingten Unfähigkeit zum 
Selbstunterhalt die behinderungsbedingten Mehraufwendungen nicht im Einzelnen 
nachgewiesen, sondern wird der Behinderten-Pauschbetrag gemäß § 33b Abs. 1 bis 3 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) angesetzt, können daneben nicht zusätzlich 
Aufwendungen angesetzt werden, die entweder bereits durch den Pauschbetrag für den 
Grundbedarf oder den Behinderten-Pauschbetrag abgegolten werden. 
 
2. Unter bestimmten Voraussetzungen können behinderungsbedingte Fahrtaufwendun-
gen neben dem Behinderten-Pauschbetrag geltend gemacht werden, soweit sie nachge-
wiesen oder glaubhaft gemacht worden und angemessen sind. 
 
3. Die durch das Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und zur Anpas-
sung weiterer steuerlicher Regelungen vom 09.12.2020 eingefügte Pauschalierungsre-
gelung des § 33 Abs. 2a EStG ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2021 anzu-
wenden. 
 
4. Aus A 19.4 Abs. 5 Satz 7 und dem Vorwort der Dienstanweisung zum Kindergeld 
nach dem Einkommensteuergesetz vom 17.09.2021 kann nicht abgeleitet werden, dass 
die Verwaltung sich selbst binden wollte, die Pauschalierungsregelung des § 33 Abs. 
2a EStG bereits für die Veranlagungszeiträume 2017 bis 2020 als Schätzungsregelung 
anzuwenden. 
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2. Einkommensteuer: Kindergeld-Ausschlussfrist kann bei Wanderarbeitnehmern 

durch Antrag im Ausland gewahrt werden 
Urteil vom 11.07.2024, Az: III R 31/23 
1. Die Regelung des § 66 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes vom 23.06.2017 
(EStG a.F.) ist europarechts- und verfassungskonform. 
 
2. Stellt ein Wanderarbeitnehmer, der die Anspruchsvoraussetzungen für einen Kin-
dergeldanspruch im Inland erfüllt, seinen Antrag auf Kindergeld bei der inländischen 
Familienkasse erst nach Ablauf der in § 66 Abs. 3 EStG a.F. vorgesehenen sechsmo-
natigen Ausschlussfrist, kann die Ausschlussfrist auch durch einen nach dem Prinzip 
der europaweiten Antragsgleichstellung ( Art. 81 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.04.2004 zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit) zu berücksichtigenden, im Ausland gestellten Antrag 
gewahrt werden. 
 
3. Eine Antragsgleichstellung erfolgt jedoch nicht, wenn der Antrag im Wohnmitglied-
staat zu einem Zeitpunkt gestellt wurde, in dem noch kein Auslandsbezug vorlag (Ur-
teil des Gerichtshofs der Europäischen Union --EuGH-- Chief Appeals Officer u.a. 
vom 29.09.2022 - C-3/21 ,EU:C:2022:737). Liegt ein Auslandsbezug vor und teilt der 
Antragsteller den grenzüberschreitenden Sachverhalt weder den entsprechenden Be-
hörden im Wohnmitgliedstaat noch im Tätigkeitsstaat mit, stellt allein der Umstand, 
dass der Wanderarbeitnehmer wiederkehrende Leistungen erhalten hat, keinen Antrag 
dar (EuGH-Urteile Chief Appeals Officer u.a. vom 29.09.2022 - C-3/21 
,EU:C:2022:737; Familienkasse Sachsen vom 25.04.2024 - C-36/23 ,EU:C:2024:355). 
 

  
3. Umsatzsteuer: Unentgeltliche Wärmeabgabe an andere Unternehmer zählt als 

unentgeltliche Zuwendung nach § 3 UStG 
Urteil vom 04.09.2024, Az: XI R 15/24 (XI R 17/20) 
1. Auch wenn Wärme unentgeltlich an andere Unternehmer für deren Unternehmen 
(wirtschaftliche Tätigkeit) abgegeben wird, handelt es sich um eine unentgeltliche Zu-
wendung eines Gegenstands im Sinne des § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 UStG . 
 
2. Der Besteuerung der unentgeltlichen Zuwendung steht nicht entgegen, dass die 
Leistungsempfänger die Wärme für Zwecke verwenden, die sie zum Vorsteuerabzug 
berechtigen. 
 
3. Die Selbstkosten im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG umfassen nicht nur 
die unmittelbaren Herstellungskosten oder Erzeugungskosten, sondern auch mittelbar 
zurechenbare Kosten wie Finanzierungsaufwendungen, wobei es keine Rolle spielt, ob 
es sich um vorsteuerbelastete Kosten handelt oder nicht. 
  

 

 


